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NACHRICHTEN 

Vier Tote bei Gewalt­
taten Im Kosovo 
PRISTINA: Im Kosovo sind am Mittwoch­
abend vier Menschen getötet worden. Im Ort  
Mali Alas im Zentrum der Provinz starben drei 
Mitglieder einer Roma-Familie, als eine Bombe 
explodierte, wie ein Sprecher der  internationa­
len Friedenstruppe im Kosovo (KFOR) mitteil­
te. Im rund zehn Kilometer entfernten Magura 
erschossen Unbekannte aus einem fahrenden 
Auto einen 12-jährigen Knaben, nach KFOR-
Angaben vermutlich ein Kosovo-Albaner. Das 
Kind wurde von vier Kugeln getroffen. 

Tschechien: Liberalisie­
rung des Namenrechts 
PRAG: In Tschechien ist das charakteristische 
Anhängsel «ova» zur Bezeichnung weiblicher 
Nachnamen nicht mehr verpflichtend. Eine ent­
sprechende Änderung des Namensrechts habe 
der Senat in Prag beschlossen, berichteten 
tschechische Tageszeitungen am Donnerstag. 
Anfang Juli hatte bereits das Parlament ent­
schieden, dass es Tschechinnen künftig freige­
stellt ist, ob  sie die Endung führen wollen. Vor 
allem die Kombination fremdsprachiger Namen 
mit «ova» hatte häufig zu umständlichen oder 
absurden Formen geführt. Deutlich war dies im­
mer wieder an der «sprachlichen Einbürge­
rung» bekannter Ausländerinnen in den Medi­
en  geworden: die deutsche Bundesjustizmini­
sterin Herta Däubler-Gmelin (SPD) beispiels­
weise ist den tschechischen Lesern lediglich als 
«Däublerova-Gmelinova» bekannt. 

Uganda beginnt Truppen­
abzug aus Kongo 
KAMPALA: Uganda hat mit dem Abzug von 
Uber 4000 Soldaten aus der  Stadt Buta im Nord­
osten Kongos begonnen, wie ein Armeespre­
cher in Kampala gestern erklärte. Mindestens 
450 Soldaten wurden am Mittwochabend aus­
geflogen, Donnerstag sollten 900 weitere fol­
gen, sagte Major Phinehas Katirima. Die Ugan­
der waren vor zwei Jahren in Kongo eingerückt, 
um kongolesische Rebellen in ihrem Kampf ge­
gen Präsident Laurent Kabila zu unterstützen 
und von Kongo aus operierende ugandische Re­
bellen zu bekämpfen. Die 4.000 Soldaten waren 
in Kisangani stationiert, der drittgrössten Stadt 
in Kongo. Dort  waren bei Kämpfen im Juni 
Hunderte Zivilpersonen getötet worden. Der  
Abzug der Soldaten erfolgt im Rahmen eines 
Abkommens, das die Entmilitarisierung Kisan-
ganis vorsieht. Etwa ugandische 6.000 Soldaten 
werden weiter in Kongo stationiert bleiben. 

Neue Lösegeld­
forderung 
JOLO: Die Geiselnehmer auf den Philippinen 
haben neue Lösegeldforderungen erhoben. Für  
die Freilassung von 13 Predigern verlangen sie 
130 Millionen Pesos, wie ein Militärsprecher 
gestern berichtete. Einen der christlichen Predi­
ger hätten die Entführer bereits in der vergan­
genen Woche gehen lassen, damit er  das Löse­
geld auftreiben könne. Danilo Cuarteros sei 
derzeit in Manila und kehre bald auf die Insel 
Jolo zurück, wo die Evangelisten seit dem 1. Ju­
li festgehalten werden. Sie waren freiwillig in 
das Lager der an Ostern aus Malaysia ver­
schleppten 21 Geiseln gezogen, um für diese zu 
beten. Die Entführer der Abu-Sayyaf-Gruppe 
halten von diesen 21 Geiseln noch 14 Menschen 
in ihrer Gewalt, darunter die Deutschen Werner 
und Marc Wallert. Ebenfalls gefangen sind drei 
später entführte französische Journalisten. A m  
Mittwoch verschwanden zudem drei Angestell­
te eines philippinischen Eisenwarengeschäfts. 

Atomlabor Los Alamos 
von China ausspioniert 
WASHINGTON: Chinesische Spione sind nach 
einem Bericht der Zeitung «WashingtonTimes» 
via Internet an vertrauliche Daten aus dem US-
Atomlabor Los Alamos gelangt. Anfang ver­
gangenen Jahres sei entdeckt worden, dass 
Computer-Hacker über eine Website des Atom­
labors an die Informationen gekommen seien, 
zitierte die Zeitung am Donnerstag US-Ge­
heimdienstbeamte. D e r  Fall sei aber bisher ge­
heim gehalten worden. Die wahrscheinlich En­
de 1998 oder Anfang 1999 entwendeten Infor­
mationen seien vertraulich, aber nicht geheim 
gewesen. Die Menge der Daten entspreche ei­
nem «ein Meter hohen Aktenstapel», sagten die 
Geheimdienstbeamten, die ungenannt blieben. 
Der Fall belege, das ausländische Regierungen 
immer noch versuchten, sich Informationen 
über US-Atomwaffen zu beschaffen. 

Suharto 
angeklagt 
Die indonesische Justiz hat den 
früheren Staatspräsidenten Suharto 
wegen Korruption und Machtmiss­
brauch angeklagt. Wie einer seiner 
Anwälte am Donnerstag mitteilte, 
wurde der gegen Suharto verhängte 
Hausarrest um 20 Tage verlängert. 
In der entsprechenden Verfügung 
sei Suharto erstmals als Angeklag­
ter bezeichnet worden. Bislang galt 
Suharto nur als Verdächtiger. Die 
Generalstaatsanwaltschaft übergab 
am Donnerstagmorgen im Hause 
Suhartos formell die 3000 Seiten 
umfassenden Ermittlungsakten an 
die Staatsanwälte, die vor Gericht 
in Jakarta die Anklage vertreten 
sollen. Ein Termin für den Prozess­
beginn wurde noch nicht festgelegt. 
Er könnte aber noch diesen 
Monat stattfinden. Dem im Mai 
1998 entmachteten Ex-Staatschef 
wird vorgeworfen, 155 Millionen 
Dollar über Wohltätigkeitaorgani-
sationen in Firmen umgeleitet zu  
haben. (Bild: Keystone) 

Spanien: Kampf gegen 
illegale Einwanderer 
50 OOO Ausländern sollen augewiesen werden 

MADRID: Die spanische Regie­
rung hat rund 50000 Ausländern 
mit der Ausweisung gedroht. Alle il­
legalen Einwanderer, die im abge­
schlossenen Sonderverfahren keine 
Aufenthaltsgenehmigung erhalten 
hätten, miissten Spanien verlassen, 
sagte der Ausländerbeauftragte En­
rique Feraandez-Miranda in Mad­
rid. 

Die Opposition der Sozialisten 
(PSOE) und die Gewerkschaften 
baten die Regierung nach Pressebe­
richten vom Donnerstag um einen 
Zeitaufschub. Im Rahmen eines 
Sonderverfahrens hatten etwa 
225000 illegale Einwanderer Auf­
enthaltsgenehmigungen beantragt, 
mehr als doppelt so viele, wie die 
Regierung erwartet hatte. Nach 
Schätzungen werden etwa 175 000 
Anträge bewilligt. Eine Vorausset­
zung dafür war, dass die Ausländer 
nachweisen konnten, dass sie we­
nigstens seit Juni 1999 in Spanien 
lebten. 

Die Anträge von 50000 Auslän­
dern werden voraussichtlich abge­
lehnt. «Die Betreffenden werden 
nicht bei uns bleiben können», sag­

te Fernandez-Miranda. Sie könnten 
allerdings Einspruch gegen die ab­
lehnenden Bescheide erheben. 

Verschiebung der 
Verschärfung 

Die PSOE forderte die konserva­
tive Regierung von Ministerpräsi­
dent Josd Maria Aznar auf, die für 
diesen Freitag vorgesehene Verab­
schiedung eines neuen Ausländer­
gesetzes zu verschieben. Die Sozia­
listen plädierten stattdessen für ei­
nen «Staatspakt» über die Einwan­
derungspolitik. 

Das geplante neue Gesetz soll vor 
allem die Regelungen für illegale 
Einwanderer verschärfen. Nach 
Ansicht der  Regierung lockt das 
geltende Gesetz illegale Zuwande-
rer nach Spanien. Es war erst An­
fang d£s Jahres gegen die Stimmen 
der regierenden Volkspartei (PP) 
vom Parlament beschlossen wor­
den. 

Spanien hat mit zwei Prozent eine 
der niedrigsten Ausiänderquoten in 
der Europäischen Union. Aller­
dings nimmt die Zahl der  Einwan­
derer rascher zu als in anderen E U -
Staaten. 

Simbabwe: Ende der 
Gesetzlosigkeit 

Ende der Besetzungen von weissen Farmen 
HARARE: Simbabwes Innenminis­
ter John Nkomo will den illegalen 
Besetzungen von «weissen» Farmen 
ein Ende bereiten. Die Gesetzlosig­
keit der Kriegsveteranen soll nicht 
länger geduldet werden. 

Dies sagte der  Innenminister der 
Wochenzeitung «Financial Gazet­
te» vom Donnerstag. Demnach ha­
be e r  den Anführern der Veteranen-
Bewegung diese Woche gesagt, Sinn 
ihrer Präsenz auf den Landgütern 
weisser Besitzer sei es, für eine 
schnelle Neuverteilung der  Farmen 
zu «demonstrieren», aber «nicht das 
Gesetz zu brechen». 

Aus dem Farmerverband CFU 
verlautete, nach Angaben von Nko­
mo sei sich das Kabinett unter Prä­
sident Robert Mugabe einig, dass 
die Polizei nicht länger die Gesetz­
losigkeit ignorieren dürfe. Nach 
Darstellung der CFU hat die Polizei 
in den vergangenen Monaten nur 
selten auf Anzeigen der Farmer rea­
giert. 

CFU-Direktor David Hasluck 
teilte am Donnerstag mit, sein Ver­
band habe vor dem obersten Ge­
richt Klage gegen die angekündigte 

Beschlagnahmung von rund 3000 
Farmen eingereicht. Mugabe hatte 
am Mittwoch erklärt, die Farmbe­
setzungen sollten bis zum 31. August 
ein Ende haben. Allerdings sollten 
die für eine Umverteilung vorgese­
henen 3000 Ländereien mittellosen 
Kriegsveteranen übergeben wer­
den. Jene, die Farmen besetzt hät­
ten, die nicht für die Umverteilung 
vorgemerkt seien, miissten diese 
verlassen.Zuvor war Mugabe mit 
seinem südafrikanischen Kollegen 
Thabo Mbeki in Harare zusammen­
getroffen. Beobachter gingen davon 
aus, dass Mbeki Druck auf Mugabe 
ausgeübt hat, um eine weitere De-
stabilisierung Simbabwes zu verhin­
dern. Nach südafrikanischen Pres­
seberichten wies Mbeki Mugabe 
darauf hin, dass die Geberländer 
erst dann wieder Gelder nach Sim­
babwe fliessen lassen werden, wenn 
die Farmbesetzungen und die Ge­
walt beendet werden und das ganze 
Problem friedlich gelöst wird. 
Mbeki handelte dabei in erster 
Linie aus eigenem Interesse. Wenn 
es Simbabwe schlecht geht, hat das 
automatisch Auswirkungen auf die 
Lage in Südafrika. 

Serie rechter Gewalttaten hält an 
Aber wahrscheinlich kein Verbot der NPD - BDI für Entlassung Rechtsradikaler 

BERLIN: Die  Wahrscheinlichkeit 
eines NPD-Verbot ist weiter gesun­
ken. Nach der Bundesregierung 
wandte sich am Donnerstag auch 
die Mehrheit der Bundesländer ge­
gen die Forderung Bayerns, einen 
Verbotsantrag beim Bundesverfas­
sungsgericht zu stellen. 

Die Serie rassistischer Straftaten 
hielt derweil an. Im rheinischen 
Kaldenkirchen nahm die Polizei 
drei gewaltbereite Skindheads fest. 
Der  Bundesverband der Deutschen 
Industrie rief seine Mitglieder dazu 
auf, auffällig gewordene Rechtsra­
dikale zu entlassen. 

Hinter den Vorstoss Bayerns fUr 
ein NPD-Verbot stellte sich ledig­
lich Baden-Württemberg. Die bei­
den Unions-regierten Länder schlu­
gen eine Bund-Länder-Arbeits-
gruppe vor, die die Chancen eines 
Antrags beim Verfassungsgericht 
prüfen solle. Das Bundesinnenmini­
sterium lehnte das als Uberflüssig 
ab. Die Bundesregierung bleibe da­
bei, dass ein Verbotsantrag zurzeit 
keine Chance habe, sagte ein Spre­
cher: «Wir wollen de r  NPD nicht 
den Triumph gönnen, dass sie vor 
dem Bundesverfassungsgericht Er­

folg hat.» D e r  bayerische Innenmi­
nister Günther Beckstein kündigte 
an, e r  wolle versuchen, Bundesin­
nenminister Ot to  Schily doch noch 
zu überzeugen. «Ich bin sicher, dass 
die Bundesregierung in überschau­
barer Zeit meine Haltung anneh­
men wird», sagte der CSU-Politiker 
in Nürnberg. E r  schloss aber auch 
eine Bundesratsinitiative nicht aus, 
falls sein Vorstoss in Berlin schei­
tern sollte. Neben der Bundesregie­
rung und dem Bundestag kann nur 
der  Bundesrat ein bundesweites 
Parteienverbot beantragen. 

Die Chancen für eine Mehrheit 
im Bundesrgl.sind nach einer AP-
Umfrage aueif gering. Neben den 
meisten SPjD-geführten Ländern 
äusserten s j |h  auch die CDU-re-
gierten Länder Hessen, Thüringen 
und Sachsertjskeptisch. «Wo Verbo­
te ausgesprochen werden, tauchen 
die Betroffenen gern ab in andere 
Parteien und.Gruppen oder in den 
Untergründig sagte der thüringische 
Innenminisigf; Christian Röckert 
(CDU). Deraiessische Ministerprä­
sident Kbcltjngte der  «Saarbrücker 
Zeitung» (ffeitagausgabe): «Mei­
ner  Meinung nach ist es ein Vorteil, 
wenn man die Gegner der demo­

kratischen Ordnung im Visier hat.» 
Im rheinischen Kaldenkirchen 
nahm die Polizei drei Skinheads in 
Gewahrsam, die Asylbewerber mit 

Rechtsradikale Gruppen treten im­
mer öfter und immer aggressiver in 
der Öffentlichkeit auf. 

Eisenstangen und Holzknüppeln 
verfolgt und bedroht hatten. In Es­
sen warf ein Unbekannter einen 
faustgrossen Stein durch das Schlaf­
zimmerfenster einer marokkani­
schen Familie. 

Auch in Ostdeutschland kam es 
wieder zu mehreren rassistischen 
Straftaten. In einer Regionalbahn 
von Leipzig nachTorgau beschimpf­
ten am späten Mittwochabend fünf 
Jugendliche einen 31 Jahre alten In­
der. Einer schlug ihm mit der  fla­
chen Hand auf den Kopf. In Ei­
senach wurden zehn junge Leute 
vorläufig festgenommen, weil sie in 
der  Nacht zum Donnerstag an ei­
nem Lagerfeuer nazistische Parolen 
gegrölt hatten. In  Wöbbelin bei 
Ludwigslust in Mecklenburg-Vor-
pommern wurde die Gedenkstätte 
der  Massengräber eines KZ-Aus-
senlagers geschändet. 

Der  BDI rief die Unternehmen 
dazu auf,sich aktiv am Kampf gegen 
Rechts zu beteiligen. «Es geht dar­
um andere Möglichkeiten zu finden, 
als nur nach dem Staat zu schreien», 
sagte Hauptgeschäftsführer Ludolf 
von Wartenberg. «Wir müssen den 
Rechtsradikalen gerade im Alltags­
leben protestieren. 


